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Analyse

Polen nach den Parlamentswahlen 2011
Janusz A. Majcherek, Krakau

Zusammenfassung
Der Sieg der Bürgerplattform (PO) bei den Parlamentswahlen ist beispiellos, kommt aber nicht überraschend. 
Quelle des Erfolgs und der Dominanz der PO in der polnischen Politik ist die Herausbildung einer neuen, 
jungen Mittelschicht, die zur festen gesellschaftlichen Basis dieser liberal-konservativen Partei geworden ist. 
Das Ergebnis des Wahlduells zwischen den beiden wichtigsten Parteien PO und PiS ist fast eine Neuauf-
lage von vor vier Jahren. Es bestätigt sowohl die Stabilität des Parteiensystems als auch die Kluft der geistig-
weltanschaulichen Präferenzen innerhalb der polnischen Gesellschaft. Die größte Sensation dieser Wahlen, 
nämlich das plötzliche Auftauchen und hervorragende Abschneiden der Palikot-Bewegung ist ein Spiegel-
bild der wachsenden Forderungen nach Säkularisierung und Modernisierung. Das von PiS wieder ins Spiel 
gebrachte deutsche Thema hat der Partei offensichtlich geschadet. Das Wahlergebnis kann als Aufforderung 
zu einem gemäßigt reformorientierten Kurs im Inneren und zur Fortsetzung des integrationsfreundlichen 
europapolitischen Kurs von Ministerpräsident Donald Tusk verstanden werden.

Der Sieg der Bürgerplattform (PO) bei den Parla-
mentswahlen ist beispiellos, kommt aber nicht 

überraschend. Außergewöhnlich an ihm ist, dass eine 
Regierungspartei vom Wähler beauftragt wurde, auch 
die nächsten vier Jahre weiter zu regieren, was es seit 
1989 in Polen nicht gegeben hat. Das ist jedoch keine 
Überraschung, denn die PO gewinnt seit fünf Jahren 
alle Wahlen auf den verschiedensten Ebenen (die vorhe-
rigen Parlamentswahlen, zweimal die Kommunalwah-
len, die Wahlen zum EU-Parlament und die Präsident-
schaftswahlen). In derselben Zeit führte sie auch in fast 
allen Umfragen und ihren Spitzenpolitikern wurde das 
größte Vertrauen entgegengebracht.

Ein Bedürfnis nach Kontinuität und 
Stabilität …
Quelle des Erfolgs und der Dominanz der PO in der 
polnischen Politik ist die Herausbildung einer neuen, 
jungen Mittelschicht im Zuge der Wirtschaftstrans-
formation, die zur festen gesellschaftlichen Basis die-
ser liberal-konservativen Partei geworden ist. Die PO 
hat die absolute Mehrheit unter jungen Stadtbewoh-
nern, die die Schule mindestens mit der mittleren Reife 
abgeschlossen haben und von denen es immer mehr 
gibt. Die stärker werdende Mittelschicht erwartet von 
der Politik die Gewährleistung stabiler Entwicklungs-
bedingungen, und die Bürgerplattform erfüllt diese 
Erwartungen. Dies ist besonders wichtig in einer Zeit 
globaler ökonomischer Erschütterungen und starker 
Krisentendenzen. Unter Ministerpräsident Donald 
Tusk und seiner Regierung schaffte es Polen, der Rezes-
sion zu entgehen, und blieb selbst in der tiefsten Krise 
des Wirtschafts- und Finanzsystems auf Erfolgskurs. 
Das ist ein zusätzlicher und wichtiger Grund für die 
Unterstützung der Wähler.

Als Garant der Stabilität war die PO konkurrenz-
los, denn die wichtigste Oppositionspartei rief zum ent-
schiedenen Bruch mit der bisherigen Politik und zu tief-
greifenden, ja radikalen Veränderungen auf. Wie diese 
aussehen sollten, konnten sich die meisten Wähler leicht 
vorstellen, denn die von Jarosław Kaczyński geführte 
Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) hatte bereits in den 
Jahren 2005–2007 regiert, was im Gedächtnis geblie-
ben war als eine Zeit der vom Zaun gebrochenen Kon-
flikte, des Chaos und der aufgepeitschten Emotionen, 
die mit dem Scheitern der damaligen Regierung und 
der vorzeitigen Beendigung der Legislaturperiode ihr 
Ende fand. Die Angst vor einem Rückfall in jene Prak-
tiken der Störung, ja Infragestellung der institutionel-
len Ordnung, der Spaltung der Gesellschaft und der 
Anheizung von Konflikten innerhalb Polens wie auch 
mit dessen Nachbarn (besonders mit Deutschland und 
Russland) mobilisierte die Wählerschaft der PO maß-
geblich – trotz gewisser Enttäuschungen (die nur teil-
weise etwas mit der Krise zu tun hatten) über die von 
ihrer Regierung in den letzten Jahren betriebenen Poli-
tik. Das betrifft insbesondere die Unzulänglichkeiten 
beim Ausbau der Infrastruktur, aber auch die zu risi-
koscheue und opportunistische Steuer- und Sozialpoli-
tik, die zu einem Anstieg der Staatsverschuldung führte. 
Wirtschaftsexperten verlangten von der Regierung ein-
hellig Reformen im Renten- und Sozialsystem, aber der 
Ministerpräsident verzichtete mit stoischer Ruhe auf jeg-
liche schnellen Veränderungen. In seiner zweiten Regie-
rungszeit werden einige davon nicht mehr zu vermeiden 
sein. Dies ergibt sich aus der Notwendigkeit, die Bei-
trittsbedingungen zur Eurozone zu erfüllen (Reduzie-
rung des Haushaltsdefizits und der Inflation), sowie aus 
Anforderungen des polnischen Rechts (so verbietet die 
polnische Verfassung beispielsweise eine Staatsverschul-
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dung von mehr als 60 % des jährlichen BIP, während sich 
das gegenwärtige Haushaltsdefizit dieser Grenze gefähr-
lich nähert). Vor allem geht es um die Einschränkung 
der zahlreichen und für den Haushalt kostspieligen Ren-
tenprivilegien für einige Berufsgruppen sowie um den 
weit verbreiteten Missbrauch von Steuererleichterungen. 

Am schwierigsten wird die Verringerung der unzäh-
ligen und üppigen Subventionen für die Landwirtschaft, 
denn über sie wacht die Polnische Bauernpartei (Polskie 
Stronnictwo Ludowe – PSL), Koalitionspartner der Bür-
gerplattform in der vergangenen Legislaturperiode, den 
diese auch in der jetzt beginnenden benötigen wird (zur 
absoluten Parlamentsmehrheit von 231 Stimmen fehlen 
der PO 24). Eine Wiederauflage der bisherigen Koali-
tion von PO und PSL ist ein zusätzlicher Stabilisator 
der polnischen Politik, mit ihr droht aber auch das Ein-
frieren einiger geforderter und für das Land notwendi-
ger Reformen, die Partikularinteressen gefährden. Der 
immer noch riesige Anteil der Landbevölkerung (zirka 
ein Drittel der Polen) sowie der in der Landwirtschaft 
Beschäftigten (zirka ein Fünftel aller Arbeitnehmer, bei 
einem Anteil von 3 % dieses Sektors am polnischen BIP) 
stellt ein ernstes sozioökonomisches Problem dar. Und 
die PSL ist nicht bereit, sich ihm zu stellen, könnte dies 
doch ihre Wählerschaft verschrecken.

Das Ergebnis des Wahlduells zwischen den beiden 
wichtigsten Parteien PO und PiS ist fast eine Neuauflage 
von vor vier Jahren (39 % zu 29 % gegenüber 41 % zu 32 % 
im Jahr 2007). Dies zeigt sowohl die Stabilität des Par-
teiensystems als auch die Kluft der geistig-weltanschauli-
chen Präferenzen innerhalb der polnischen Gesellschaft. 
PiS ist eine Partei mit nationalkatholischem Profil, die 
eine traditionalistische und konservative Wählerschaft 
repräsentiert. Für sie stimmen hauptsächlich Einwohner 
von Dörfern und Kleinstädten, die unter dem Einfluss 
der katholischen Kirche stehen und ein Anspruchsden-
ken gegenüber dem Staat haben, von dem sie eine pater-
nalistische Politik erwarten. Die zahlenmäßige Stärke 
dieses Wählerpotentials ist rückläufig (PiS erhielt einige 
Hunderttausend Stimmen weniger als bei den vorigen 
Wahlen), und die Serie von sechs Wahlniederlagen 
hintereinander schwächt den Zusammenhalt und die 
Entschlossenheit dieser Partei. Nur vorübergehenden 
Aufwind brachte ihr die Flugzeugkatastrophe von Smo-
lensk (Russland) im April 2010, bei der der polnische  
Staatspräsident Lech Kaczyński, der Zwillingsbruder des 
PiS-Vorsitzenden, zusammen mit vielen anderen Vertre-
tern dieser Partei starb; ihre Aktivisten und Anhänger 
benutzten die Tragödie dazu, zahlreiche patriotische und 
Trauerkundgebungen zu veranstalten und der Regie-
rung eine unzureichende Erfüllung ihrer Verpflichtun-
gen vorzuwerfen (und auch ein zu enges Zusammenwir-
ken mit den russischen Behörden bei der Vorbereitung 

des Unglücksflugs zum Ort des Gedenkens an den Tod 
der 1940 von der sowjetischen Geheimpolizei ermorde-
ten polnischen Offiziere sowie bei der Aufklärung des 
Flugzeugabsturzes). Die ostentative Form dieser patrio-
tischen Trauerrituale mit ihrer starken Betonung reli-
giöser Symbolik (vor dem Präsidentenpalast wurde ein 
Kreuz aufgestellt, um dessen Beseitigung später ein lan-
ger und erbitterter Kampf geführt wurde) konsolidierte 
die Anhängerschaft von PiS, rief aber in anderen Tei-
len der Gesellschaft Unwillen, Abscheu und Wider-
spruch hervor.

… und nach Wandel
Das ist eine der Ursachen für die größte Sensation dieser 
Wahlen, nämlich das plötzliche Auftauchen und hervor-
ragende Abschneiden der ad hoc gegründeten Palikot-
Bewegung (Ruch Palikota), die mit ihrem Ergebnis von 
10 % zur drittstärksten Kraft im Sejm wurde. Janusz 
Palikot, nach dem die neue Partei benannt wurde, ist ein 
ehemaliger einflussreicher Politiker der PO, ein 46-jäh-
riger exzentrischer und skandalumwobener Millionär 
(der in der Alkoholbranche reich geworden ist) und stu-
dierter Philosoph, der seit einiger Zeit immer gewagtere 
und provokativere Meinungen zu Fragen gesellschaft-
licher Sitten und Gebräuche äußerte. Da er dafür in 
seiner gemäßigten und eher konservativen Mutterpar-
tei weder Verständnis noch Resonanz fand, verließ er 
sie und gründete (mit seinem eigenen Geld) eine Bewe-
gung für die sozio-kulturelle Rebellion. Zu seinem Mar-
kenzeichen wurde der Antiklerikalismus und zu seiner 
Hauptforderung die Säkularisierung des Staates. Rasch 
fand er breite Unterstützung in jüngeren, vor allem stu-
dentischen Kreisen (unter den 18- bis 25-jährigen Wäh-
lern lagen die Palikot-Bewegung und PiS gleichauf mit 
zirka 23 %).

Die Palikot-Bewegung ist eine dieser kurzlebigen und 
sonderbaren Protestparteien, die von Zeit zu Zeit in den 
demokratischen Ländern auftauchen (so die Partei der 
Komiker in Island, Liste Pim Fortuyn in den Niederlan-
den oder die Piratenpartei, die kürzlich bei den Wahlen 
zum Berliner Abgeordnetenhaus erfolgreich war). Nur 
teilweise kann überraschen, dass ihr Impetus von Rebel-
lion und Protest sich gegen die katholische Kirche, ihre 
Rolle in Staat und Gesellschaft sowie gegen ihre Dok-
trin richtet. In einem so katholischen Land wie Polen, wo 
die katholische Kirche fast Teil des Establishments ist, 
ist die antikirchliche, antiklerikale Spitze des Protestes 
gegen das Establishment fast selbstverständlich. Die sich 
in Polen vollziehenden Modernisierungsprozesse haben 
einen schon seit langem beobachteten Rückgang des 
Einflusses der Kirche auf die polnische Gesellschaft und 
ein immer geringer werdendes Engagement der Bürger 
in ihren Strukturen zur Folge, vor allem aber – was im 
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politischen Kontext besonders wichtig ist – eine wach-
sende Abneigung gegen den Einfluss kirchlicher Institu-
tionen auf nichtreligiöse Bereiche (zwei Drittel der Polen 
meinen, der Einfluss der Kirche auf die Politik in Polen 
sei zu groß, 80 % wünschen nicht, dass sie die Entschei-
dung staatlicher Funktionsträger beeinflusst, und 85 % 
sprechen ihr das Recht ab, den Bürgern Wahlempfeh-
lungen zu geben). Lauter werden auch die Forderun-
gen, den säkularen Charakter des Staates, eine laizisti-
sche Bildung und die weltanschauliche Neutralität im 
politischen Bereich zu wahren. Der plötzliche Erfolg 
der antiklerikalen Palikot-Bewegung spiegelt diese Ten-
denzen wider, mit denen Politiker der großen Parteien 
immer mehr rechnen müssen, allen voran die Regie-
rungspartei (denn an sie, als für die Politik des Staates 
Verantwortliche, werden diese Erwartungen und For-
derungen gerichtet werden). 

Aber die Palikot-Bewegung steht für einen noch 
breiter angelegten gesellschaftlich-kulturellen Protest, 
der auch Losungen und Forderungen wie die nach der 
Einführung von eingetragenen  – auch homosexuel-
len – Lebenspartnerschaften, der Liberalisierung des 
Abtreibungsrechts, der Kostenübernahme für künstli-
che Befruchtung (In-vitro-Fertilisation) und sogar der 
Legalisierung von Marihuana umfasst. Auf den Listen 
dieser Partei ins Parlament gewählt wurden beispiels-
weise der Aktivist einer Homosexuellenorganisation, 
eine Transsexuelle, die vor kurzem noch ein Mann war 
(wohl gegenwärtig die Einzige in einem Parlament welt-
weit), und der Vertreter einer Bewegung für die Lega-
lisierung weicher Drogen. Das verändert die polnische 
politische Landschaft oder macht sie zumindest bunter, 
und dies wahrscheinlich unumkehrbar. Die Rolle der 
Kirche im polnischen öffentlichen Leben und besonders 
in der Politik ist schwächer geworden und wird sich wei-
ter abschwächen.

Die traditionelle Linke im Aus
Nicht imstande, diese Entwicklungen und Tendenzen 
vorherzusehen oder sie politisch zu nutzen, war die tradi-
tionelle Linke, die bei den Wahlen eine beispiellose Nie-
derlage erlitt. Ihre Anführer und Kandidaten versuchten, 
Forderungen nach Säkularisierung und Modernisierung 
mit der nach einem breiten Ausbau des Sozialsystems zu 
verbinden. Es zeigt sich jedoch, dass ein solches Ange-
bot im gesellschaftlichen Nirwana landet. Milieus und 
Gruppen mit Anspruchshaltung an den Staat, von des-
sen Fürsorge und Sozialpolitik sie abhängig sind, die 
ausgeschlossen oder sozial oder kulturell benachteiligt 
sind, wählen eher die nationalkatholische PiS, suchen 
Trost in der Religion und Rückhalt bei der Kirche. Die 
liberal und säkular eingestellten Emanzipierten gehören 
wiederum in ihrer Mehrheit zur aktuellen und poten-

tiellen Mittelschicht und sind für soziale Versprechun-
gen nicht empfänglich (gerade bei ihnen konnte die Pali-
kot-Bewegung punkten). Außerdem konnte die PO einen 
Teil der linken Funktionäre und Wähler auf ihre Seite 
ziehen. Das waren diejenigen, die ernsthaft eine Rück-
kehr von PiS an die Macht befürchteten und lieber für 
die einzige Partei stimmten, die das verhindern konnte, 
sowie Anhänger derjenigen linken Politiker, denen die 
PO Plätze auf ihren Wahllisten versprochen hatte. Ein 
spektakuläres Beispiel dafür war der Erfolg des ehe-
maligen linken Abgeordneten Bartosz Arłukowicz der 
nach seinem Wechsel zur PO im Wahlkreis Stettin für 
sie antrat, wo er den dort kandidierenden (und von dort 
stammenden) Vorsitzenden der Demokratischen Linksal-
lianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej – SLD), Grzegorz 
Napieralski, klar besiegte. Letzterer kündigte nach die-
ser politischen und persönlichen Niederlage folgerichtig 
den Rücktritt von seinem Amt an (obwohl er mit erst 37 
Jahren eine große Hoffnung der Linken war).

Die Zukunft der Linken in Polen ist die große Unbe-
kannte. Die postkommunistische Klientel, die traditio-
nell die Linke wählt, ist in Auflösung begriffen. Für die 
zahlenmäßig wachsende Mittelschicht hat die Linke 
nichts anzubieten, was mit der PO konkurrieren könnte. 
Die rebellisch, emanzipatorisch und libertär eingestellte 
Jugend hat (für wie lange, weiß man nicht) eine andere 
politische Vertretung gefunden. Die Linke muss begin-
nen, sich selbst zu erneuern. Vorläufig sind jedoch keine 
neuen Ideen und Gedanken in Sicht.

Noch einmal das deutsche Thema
In der Endphase des Wahlkampfs kam unerwartet das 
deutsche Thema ins Spiel. Jarosław Kaczyński gab vor 
den Wahlen sein Buch heraus, in dem aufmerksame 
Leser einen Absatz über Angela Merkel fanden. Dort 
deutete der PiS-Vorsitzende an, sie würde ihre Position 
irgendwelchen geheimnisvollen Machenschaften ver-
danken und insgeheim sei die Unterordnung Polens ihr 
Bestreben. Es kam zum Skandal, der Kaczyński und sei-
ner Partei deutlich schadete. Damit zeigte sich, dass der 
Versuch, die antideutsche Karte zu spielen, nicht nur 
Wählerstimmen in Polen kostet, sondern auch dessen 
Urheber kompromittiert.

Anlässlich dieses Skandals und als Reaktion auf die 
dubiosen Anschuldigungen Kaczyńskis beeilte man sich, 
die große Bedeutung der deutsch-polnischen Beziehun-
gen hervorzuheben, an die Verdienste Deutschlands und 
auch persönlich von Bundeskanzlerin Merkel für Polen 
zu erinnern. Die Bedeutung der Zusammenarbeit wurde 
betont, die vielversprechenden Zukunftsperspektiven 
für die beiderseitigen Beziehungen dargelegt. Donald 
Tusk, der weiter die Regierung führen wird, ist bekannt 
für seine engen und guten Beziehungen zu Angela Mer-
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kel. Sein Wahlsieg und die Verlängerung seiner Amtszeit 
als polnischer Regierungschef stehen für die Fortsetzung 
der deutsch-polnischen Annäherung und Vertiefung 
der Zusammenarbeit. Wenn nichts Unvorhergesehenes 
geschieht, werden die deutsch-polnischen Beziehun-
gen in den kommenden Jahren immer besser werden. 

An den Wahlen nahm traditionsgemäß auch eine 
Vertretung der deutschen Minderheit teil, per Wahlge-
setz von der 5-Prozent-Hürde befreit, die zur Erlangung 
von Abgeordnetenmandaten erforderlich ist. Sie errang 
jedoch lediglich ein Mandat (in ihrer besten Zeit, zu 
Beginn der 1990er Jahre, war sie mit sieben Abgeord-
neten im Sejm vertreten, seitdem nimmt ihre Unterstüt-
zung systematisch ab, was belegt, dass ihre Mitglieder 
für gesamtpolnische Parteien stimmen, vorwiegend für 
die PO). Traditionell unterstützen die Abgeordneten der 
deutschen Minderheit die jeweils gewählte Regierung.

Neben den Wahlen zum Sejm fanden auch die Wah-
len zur zweiten Kammer des polnischen Parlaments statt, 
dem 100 Mitglieder umfassenden Senat. Sie verdienen 
besondere Beachtung wegen der erstmalig eingeführten 
Einmandatwahlkreise. Obwohl es Versuche gab, diese 
Chance für unabhängige Kandidaten zu nutzen, spie-
gelten die Ergebnisse die Dominanz der beiden großen 
Parteien wider, mit klarem Vorsprung für die PO, die 
63 Senatoren stellen wird, gegenüber 31 von PiS, zwei 
PSL-Senatoren und vier Unabhängigen. Der Senat spielt 
allerdings im polnischen politischen System nur eine 
untergeordnete Rolle, die mit der des deutschen Bun-
desrates nicht vergleichbar ist. Er könnte wichtig wer-
den, wenn die Opposition im Sejm die Mehrheit in der 
zweiten Kammer erreichen würde und damit Gesetzes-
vorhaben der Regierung blockieren könnte. Angesichts 
der klaren Dominanz der PO droht die Gefahr einer sol-
chen Sackgasse in der Legislative jedoch nicht.

Optionen des alten und neuen 
Regierungschefs
Da Polen gegenwärtig (zweites Halbjahr 2011) die tur-
nusmäßige Ratspräsidentschaft in der Europäischen 
Union innehat, will Ministerpräsident Tusk den Kabi-
nettswechsel so durchführen, dass dieser die Arbeit der 
Regierungsadministration so wenig wie möglich stört. 
Die Bildung der neuen Regierung wird also ohne Eile, 
störungsfrei und ohne abrupte Wendungen, unter maxi-
maler Ausnutzung der gesetzlich dafür vorgesehenen 
Zeit vonstattengehen. Das neue Kabinett soll organisa-
torisch und teilweise auch personell umbesetzt werden. 
Zu den Ministern, die mit Sicherheit in ihren bisheri-
gen Ämtern bleiben, gehört Außenminister Radosław 
Sikorski. Gewisse Probleme bereiten dem Ministerprä-
sidenten die vom Koalitionspartner PSL designierten 
Minister. Unter ihnen war die bisher umstrittene Sozi-

alministerin (oft im Konflikt mit dem Finanzminister, 
da sie eigene, nicht abgesprochene Ideen verkündete), 
die eine Wahlniederlage hinnehmen musste. 

Der Ministerpräsident ist theoretisch in einer guten 
Position für die Verhandlungen mit dem Koalitionspart-
ner über die Zusammensetzung der Regierung, denn 
hypothetisch könnte er alternative Möglichkeiten der 
Verständigung mit anderen Fraktionen suchen. In der 
Praxis stellt dies jedoch keine echte Perspektive dar. Ein 
Zusammengehen mit der SLD würde ein Bündnis mit 
einer durch ihre Wahlniederlage kompromittierten Par-
tei bedeuten, die ohne gesellschaftlichen Auftrag und 
schwächer als die PSL ist (die parlamentarische Mehrheit 
wäre dann noch geringer). Die Aufnahme einer Zusam-
menarbeit mit der Palikot-Bewegung, also einer vor kur-
zem erfolgten Abspaltung von der eigenen Partei, würde 
bedeuten, dass man den Bruch von vor einem Jahr als 
Fehler eingesteht. So bleibt nur die Neuauflage der bis-
herigen Koalition mit der PSL. Der Ministerpräsident 
kann jedoch auf eine gewisse Unterstützung von Seiten 
Palikots zählen, hat dieser doch seine Unterstützung all 
derjenigen Regierungsentscheidungen angekündigt, die 
mit den Forderungen seiner Bewegung übereinstimmen. 
Diese zu erfüllen, wird allerdings schwierig sein, denn 
ein Teil von ihnen ist unrealistisch (Legalisierung von 
Marihuana), ein anderer Teil könnte aber im Falle ihrer 
Durchsetzung Widerstand beim konservativen Flügel 
der PO hervorrufen, ja sogar eine Spaltung der Partei 
herbeiführen. So bleibt als einzig reale Möglichkeit die 
Koalition mit der PSL, also die Fortsetzung der bisheri-
gen Politik, mit einigen geringen Korrekturen. 

Ministerpräsident Tusk setzt mehr auf Kontinuität 
(bestätigt durch die gute Bewertung der bisherigen Regie-
rungspolitik durch die Wähler), doch in seiner Partei 
und Fraktion gibt es Befürworter gewichtiger Korrektu-
ren und auch grundlegender Reformen. Diese haben die 
makroökonomischen Notwendigkeiten und steuerpoliti-
schen Gefahren im Blick, die die Umstrukturierung der 
öffentlichen Finanzen erforderlich machen, einschließ-
lich einer Kürzung und Neuordnung der Ausgaben. Auf 
mutigere Reformen drängt angeblich auch der Staatsprä-
sident, der aus der PO kommende Bronisław Komorow-
ski. Da Ministerpräsident Tusk angekündigt hat, er werde 
sich in einer weiteren Legislaturperiode nicht mehr um 
die Position des Regierungschefs bemühen, muss er nicht 
politisch taktieren und kann sich eine risikofreudigere 
Politik mutigerer Reformen erlauben. Noch ist keines-
wegs absehbar, welche dieser Tendenzen die Oberhand 
gewinnen wird. Zum Teil hängt das auch von der Ent-
wicklung der wirtschaftlichen Situation in Europa und 
der Welt ab, die ebenfalls nicht vorhersehbar ist.

Übersetzung aus dem Polnischen: Ulrich Heiße
Informationen über den Autor finden Sie auf der nächsten Seite
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